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Aktenzeichen: 5 AZR 271/90
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 15. Mai 1991

- 5 AZR 271/90 -
I. Arbeitsgericht Köln Urteil vom 02. November 1989 

- 13 Ca 6330/89 -
II. Landesarbeitsgericht Köln Urteil vom 04. April 1990 

- 7 Sa 39/90 -
Für die Amtliche Sammlung: Ja NFür die Fachpresse 
Für das Bundesarchiv : Ja 

: Ja

Entscheidungsstichwort:
Beschäftigungsanspruch - tarifliche Ausschlußfrist

Gesetz:
BGB § 611 Beschäftigungspflicht, §§ 242, 613; GG Art. 1, 2; 
BRTV-Bau § 16 (Ausschlußfrist)

Leitsatz:
Der Anspruch auf eine bestimmte vertragsgemäße Beschäftigung 
wird nicht von der tariflichen Ausschlußfrist des § 16 BRTV- Bau erfaßt.
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5 AZR 271/90 
7 Sa 39/90 Köln

Verkündet am 
15. Mai 1991

Im Namen des Volkes!
U r t e i l

Haust,
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP.

hat der Fünfte Senat des Sundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 15. Mai 1991 durch den Vorsitzen' 
den Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Olderog und 
Dr. Wittek sowie den ehrenamtlichen Richter Dr. Schlemmer 
und die ehrenamtliche Richterin Schwitzer für Recht erkannt
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1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Köln vom 4. April 
1990 - 7 Sa 39/90 - aufgehoben.

2. Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Kosten 
der Revision, an das Landesarbeitsgericht zu­
rückverwiesen .

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob der Kläger einen Anspruch 
auf Beschäftigung als Kraftfahrer hat.

Der am 17. Mai 1934 geborene Kläger ist seit dem 28. Februar 
1960 als gewerblicher Arbeitnehmer bei der Beklagten und ihrer 
Rechtsvorgängerin tätig. Eine schriftliche Vereinbarung über die 
Art seines Arbeitseinsatzes besteht nicht.

Der Kläger verlangt in diesem Rechtsstreit seine Beschäfti­
gung als Kraftfahrer mit der Begründung, er sei schon von der 
Rechtsvorgängerin der Beklagten als Kraftfahrer eingestellt und 
als solcher auch von der Beklagten bis 1984 ständig beschäftigt 
worden. Als die Beklagte danach während einer ausgedehnten Kurz­
arbeitsphase ihre Lastkraftwagen abgeschafft habe, sei der Kläger 
bereit gewesen, zeitweise als Aufzugfahrer zu arbeiten oder den 
Autokran zu bedienen, der ebenfalls Führerscheinklasse zwei vor­
ausgesetzt habe. Als die Beklagte 1987 neue Lastkraftwagen ange­
schafft habe, seien diese mit anderen Fahrern besetzt worden. Der

3 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Kläger habe danach immer wieder erfolglos seine Beschäftigung als 
Kraftfahrer verlangt.

Der Kläger hat daher beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, ihn als LKW-Fahrer 
einzusetzen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und demgegenüber 
behauptet, der Kläger sei nicht als Kraftfahrer, sondern als Bau­
maschinenführer eingestellt worden. Dementsprechend sei er ta­
riflich eingruppiert gewesen. Er sei von der Beklagten erst ab 
1976 entsprechend den betrieblichen Erfordernissen nur teilweise, 
aber keineswegs ausschließlich als Kraftfahrer eingesetzt worden. 
Als der von ihm bis dahin gelegentlich gefahrene Klein-LKW 1984 
stillgelegt worden sei, habe die Beklagte den Kläger auf wech­
selnden Baustellen nur als Baumaschinenführer verwendet. Der 
Kläger habe zwar dann erstmals 1986 um seine Beschäftigung als 
Kraftfahrer gebeten, die Beklagte habe aber damals keine Möglich­
keit gesehen, dieser Bitte zu entsprechen. Erstmals mit Schreiben 
seines Prozeßbevollmächtigten vom 28. Juli 1989 habe er seine Be­
schäftigung als Kraftfahrer ausdrücklich begehrt. Nachdem er 
schon vorher seit etwa sechs Jahren nicht mehr als Kraftfahrer 
eingesetzt worden sei, müsse er sich die Verfallfrist des § 16 
BRTV-Bau entgegenhalten lassen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat auf die Berufung der Beklagten die Klage abge­
wiesen. Der Kläger will mit der Revision die Wiederherstellung 
des Urteils des Arbeitsgerichts erreichen.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Der Revision war stattzugeben. Die Sache muß zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen werden (§ 565 Abs. 1 ZPO).

I. Das Landesarbeitsgericht hat offengelassen, ob der Kläger 
als Kraftfahrer eingestellt worden ist oder ob sich in anderer 
Weise das Arbeitsverhältnis hierauf konkretisiert hat. Nach Auf­
fassung des Berufungsgerichts kann der Kläger schon deswegen sei­
ne Beschäftigung als Kraftfahrer nicht verlangen, weil er sich 
die Ausschlußfrist des § 16 des allgemeinverbindlichen Bundes­
rahmentarifvertrages für die gewerblichen Arbeitnehmer des Bauge­
werbes in der Bundesrepublik Deutschland und im Land Berlin 
(BRTV-Bau) entgegenhalten lassen müsse. Insoweit müsse zwischen 
einem Anspruch auf Beschäftigung im allgemeinen und einem An­
spruch auf eine bestimmte Beschäftigung unterschieden werden. Der 
Anspruch auf eine bestimmte Beschäftigung, den der Kläger in die­
sem Rechtsstreit verfolge, werde von der tariflichen Verfallfrist 
des § 16 BRTV-Bau erfaßt. Nach dem Vorbringen des Klägers sei ei­
ne Beschäftigung als Kraftfahrer spätestens ab 1986 wieder mög­
lich gewesen, und damit sei sein Anspruch darauf wieder fällig 
geworden. Er habe ihn dann aber nicht fristgerecht gemäß § 16 
BRTV-Bau geltend gemacht.

II. Diese Ausführungen halten einer revisionsrechtlichen Über­
prüfung nicht stand.
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1. Der Anspruch des Klägers auf vertragsgemäße Beschäftigung 
wird nicht von der Verfallfrist des § iS SRTV-Bau erfaßt. Danach 
verfallen zwar all® beiderseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsver­
hälthis und solche* die mit dem Arbeitsv@rhilt.nis in Verbindung 
stehen, wenn sie nicht innerhalb von zwei Monaten naeh der Fäl­
ligkeit gegenüber der anderen Vertragspartei schriftlich erhoben 
werden. Darüber hinaus verlangt diese Vorschrift eine fristge­
rechte gerichtliche Geltendmachung dieser Ansprüche. Der Beschäf­
tigungsanspruch des Klägers als Persönlichkeitsrecht wird dagegen 
nicht von dieser Tarifvorschrift erfaßt. Die Rechtsprechung hat 
dem allgemeinen Peraönlichkeitsrecht den Schutz der absoluten 
Rechte zuerkannt (vgl. nur BGHZ 13, 334, 338; 24, 72, 76 f.; 27, 
284, 286). Absolute Rechte fallen nicht unter eine tarifliche 
Ausschlußklausel, die ihren Wirkungsbereich über Ansprüche aus 
dem Arbeitsvertrag oder dem Arbeitsverhältnis erstreckt (BAGE 54, 
365, 373 = AP Nr. 14 zu § 611 BGB Persönlichkeitsrecht, zu A III 
der Gründe; BAGE 24, 247, 258 f. = AP Nr. 9 zu § 611 BGB Öffent­
licher Dienst, zu III b aa der Gründe; Wiedemann/Stumpf, TVG,
5. Auf1., § 4 Rz 426). Eine Verletzung des Persönlichkeitsrechts 
ist wegen der Notwendigkeit, des Schutzes der Persönlichkeit ein 
Tatbestand eigener Art, der neben der Verletzung von Pflichten 
aus dem Arbeitsvertrag steht (EACE 24, 247, 259 = AP Nr. 9 zu 
§ 611 BGB öffentlicher Dienst, zu III b aa der Gründe). Zwar ist 
die Rechtsgrundlage eines Beschäftigungsanspruchs der Arbeitsver­
trag (§ 611 BGB), der den Arbeitnehmer gemäß § 613 BGB zur per­
sönlichen Dienstleistung für den Arbeitgeber verpflichtet. Damit 
handelt es sich aber nicht lediglich um einen arbeitsvertragli­
chen Anspruch, sondern er beruht unmittelbar auf der sich für den
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Arbeitgeber aus § 242 BGB unter Berücksichtigung der verfassungs­
rechtlichen Wertentscheidung der Art. 1 und 2 GG über den Persön­
lichkeitsschutz ergebenden arbeitsvertraglichen Förderungspflicht 
der Beschäftigungsinteressen des Arbeitnehmers (BAGE 48, 122,
139 = AP Nr. 14 zu § 611 BGB Beschäftigungspflicht, zu C I 2 b 
der Gründe). Wenn sich damit auch der Beschäftigungsanspruch 
nicht unmittelbar aus dem durch Art. 1 und 2 GG garantierten Per­
sönlichkeitsschutz herleiten läßt (BAGE 48, 122, 138 = AP, aaO), 
so bestimmt sich doch der Inhalt eines solchen Anspruches aus der 
in den Grundrechten des Grundgesetzes zum Ausdruck gekommenen 
Wertentscheidung der Verfassung. Damit gewinnt der verfassungs­
rechtliche Persönlichkeitsschutz für das Arbeitsverhältnis und 
für den sich daraus ergebenden Beschäftigungsanspruch Bedeutung 
(BAGE 48, 122, 139 = AP, aaO). Ein solcher Beschäftigungsanspruch 
im ungekündigten Arbeitsverhältnis ist in der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts schon frühzeitig anerkannt worden (BAGE 28, 
168, 172 = AP Nr. 4 zu § 611 BGB Beschäftigungspflicht, zu I 3 a 
der Gründe) und nur hinsichtlich der Rechtsgrundlagen durch den 
Beschluß des Großen Senats vom 27. Februar 1985 vertieft worden 
(BAGE 48, 122, 138 f. = AP, aaO).

Im Rahmen dieser verfassungsrechtlichen Wertentscheidung 
kann nicht mit der Vorinstanz zwischen einem Beschäftigungsan­
spruch im allgemeinen, der nicht der tariflichen Ausschlußfrist 
unterliegen soll, und einem Anspruch auf eine bestimmte, ver­
tragsgemäße Beschäftigung unterschieden werden. Der Anspruch auf 
Beschäftigung in einem Arbeitsverhältnis läßt sich nur dadurch 
verwirklichen, daß der Arbeitnehmer mit einer bestimmten Tätig­
keit betraut wird.
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Dieser Beschäftigungsanspruch entsteht während des Arbeits­
verhältnisses fortlaufend und ist auch deswegen einer tariflichen 
Ausschlußfrist nicht zugänglich, denn eine Ausschlußfrist erfaßt 
nur in der Vergangenheit bereits entstandene Ansprüche und soll 
dazu dienen, diese fristgerecht zu erfüllen.

2. Da der Anspruch auf vertragsgerechte Beschäftigung des Klä­
gers in Zukunft nicht unter eine tarifliche Ausschlußfrist fällt, 
muß das Landesarbeitsgericht klären, auf welche Beschäftigung der 
Kläger Anspruch hat. Der Vortrag dazu ist in der Vorinstanz 
streitig geblieben und bedarf der weiteren Sachaufklärung.

Dr. Thomas Dr. Olderog Dr. Wittek
Dr. Schlemmer Schwitzer
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